
ÖSU:
Allgemeinpolitisches Mandat, oder
das Recht und die Pflicht der ' ÖHj

auch zu nicht rein studienspezifischen
Fragen Stellung zu nehmen.·
Wir tragen Mitverantwortung für die
Zukunft. Und weil wiF dieser Auffas­
sung sind, betrachten wir die Universi­
tät nicht als gesellschaftlichen Schon­
raum oder als Jugendenklave, son­
dern als wichtigen Teil unserer Gesell­
schaft. Es gibt zweifelsohne eine star­
ke Wechselbeziehung zwischen der
Gesellschaft "draußen" und der Uni­
versität "drinnen"; Gelder, die an die
Universität gehen, müssen woanders
eingespart werden. Deshalb sind wir
auch keine "Lobbyisten", die bein­
hart und ohne Rücksicht die Interes­
sen ihrer Gruppe vertreten. Wir mei­
nen, daß es nicht zu verantworten wä­
re, wenn finanzielle Besserstellungen '
für uns Studenten zu Lasten der
Schwächeren in der Gesellschaft gin­
gen, also auf Kosten der Arbeiter und
kleinen Angestellten, des Kleingewer­
bes etc.
Wir tragen aber nicht nur Verantwor­
tung gegenüber den anderen gesell­
schaftlichen Gruppen in Österreich,
sondern wir tragen auch "internatio­
nale Verantwortung"., Und deshalb'
können wir zu vielen Vorgängen in
Afrika oder Amerika usw.' nicht ein­
fach schwiegen. Vor allem aber glau­
ben wir, daß es die Pflicht hochent­
wickelter Länder ist, ihre Kenntnisse
und Fertigkeiten weiterzugeben, und
zwar nicht auf der Basis, neue Märkte
in der Dritten Welt zu erschließen, son­
dern wir meinen, daß es hier einen ln­
tsressensausgleich geben muß und
daß ."knowledge-transfer" immer
noch besser ist als Kapitaltransfer. D.
h. aber auch, daß wir unsere Unlversi- .
täten möglichst weit für Bildungswilli­
ge, vor allem aus der Dritten Welt, öff­
nen müssen.

vssru
VSStö:

. Sozialistische Hochschulpolitik orien-
. tiert sich sowohl an den Interessen der

Studierenden, als auch an denen der
Lohnabhängigen. Wir vom VSStö ge­
hen grundsätzlich von derUberlegung
aus, daßdie technischeForschung be­
ziehungsweise technische Entwick­
lung allen Menschen nützen soll. Da­
durch, daß Wissenschaft und Technik
immer mehr In das profitbringende Sy­
stem des WIrtschaftswachstums um je- .
den Preis eingeflochten werden, wer­
den die oben genannten Vorausset­
zungen immer weniger erfüllt. Wir als
Studenten und Staatsbürger haben
genauso das allgemeine Wahlrecht
wie gleichaltrige Nichtstudenten, und
deshalb das Recht und sogar die
Pflicht, uns zu außeruniversitären Vor­
gängen zu äußern!

OIE DRITTE WELT - AUCH UNSER PRO­
BLEM!!
Die ÖH hat die Möglichkeit, engagier­
te Leute, die sich für die Dritte Welt
einsetzen, finanziell und Ideell zu un­
terstützen - sie sollte das auch weiter­
hin tun! Speziell in dies~mZusammen­
hang fordert ~er VSStO ein stärkeres
Eintreten der ÖH fOr die sich im Befrei­
ungskampf befindlichen Völker der
sogenannten Dritten und Vierten Welt
(Nicqragua, EI Salvador).

ZUSAMMENARBEIT MIT DEN GEWERK­
SCHAFTEN
Der VSStÖ ist fOr eine Zusammenarbeit
mit den Gewerkschaften. Als ein Bei­
spiel von vielen soll hier die Berück­
sichtigung der Sicherheit am Arbeits­
platz bel der Planung von techni­
schen Projekten dienen. Auch die so-
zialen und politischen AUSWirkungen
der fortschreitenden Technisierung
können in Zusammenarbeit mit den
Gewerkschaften besser erkannt und
bewußter gemacht werden und bei
der technischen Problemlösung bes­
ser b~rücksichtigt werden.

lU-INFO

UOG­
-REFORM-

Das UOG (Univel"sitätsorganlsations­
gesetz), das nun seit fast 6 Jahren in
Kraft ist, brachte uns Studenten die
Möglichkeit mitzureden und mitzuver­
walten, entschie'den jedoch wird in
den meisten Fällen im Ministerium. Zu­
dem stellen die Studenten in vielen
Gremien nur ein Viertel der Mitglie­
der.
Daraus ergeben sich gleich vier wich­
tige Forderungen, die alle vier im
Hauptausschuß vertretenen Fraktio­
nen gemeinsam vertreten: .

1. Einführung der Dritteiparität (d. h.
gleich viele Professoren, Assisten­
ten und Studenten)' in allen Gre­
mien, sowie die Wiedereinführung
des Blockvetos; zwei Forderungen,
die verstärkt den Minderheiten­
schutz zum Ziel haben.

2. Reduktion der Zahl der Mitglieder
auf ca. 20 - 30 Personen. Diese
Forderung setzt natürlich voraus,
daß auch die Professoren ihre Ver­
treter in das Fakultätskollegium
entsenden. '

3. Um die Entscheidungen der Gre­
mien transparenter fOr alle betrof­
fenen zu machen Ist es ferner not­
wendig, die Verschwiegenheits­
pflicht generell aufzuheben.

4. Eine Stärkung der Autonomie der
Universitäten. Es liegt auf der Hand,
daß ein UGG-Gremium im allge­
meinen wesentlich schneller und
problembezogener entscheiden
kann, als eine zentrale bürokrati­
sche Stelle wie das Ministerium.
Ganz besonders gilt das z. B. fOr Än­
derungen In den Studiengesetzen.
Die Stellungnahme zur UOG­
Reform wurde von allen im Haupt­
ausschuß vertretenen Fraktionen
gemeinsam ausgearbeitet und be­
schlossen.

- BILDUNGSPÖLlTIK-
Anhand .einiger konkreter Beispiele
von Kollegen, die naturwissenschaftli­
che Fächer studieren, ist uns aufgefal­
len, daß auf diesem Gebiet von einer
Einheit der Wissenschaft keine Rede
ist. Vielmehr herrscht hier eine Auf·
splltterung sowohl räumlich als auch
inhaltlich. Es ist eigentlich unverständ­
lich, daß etwa Chemie oder Mathe­
matik an mehreren,. voneinander
stark getrennten Instituten gelehrt
werden.
Der Vorschlag des RFS wäre eine Zu­
sammenlegung zu GROSSINSTITUTEN.
Im ersten Studienabschnitt könnte die
allgemeine Ausbildung dort und spä­
ter die Spezialisierung an anderen In­
stituten erfolgen. Denn welcher Matu-

rant weiß schon, ob ihn mehr der
theoretische oder der praktische Teil
Interessiert.
Ein weiterer Vorteil liegt In der Verein­
fachung von Verwaltung und Finan­
zierung (z. B. gemeinsame Bibliothe­
ken und Lehrmittel).
Außerdem wäre das Halbgottdasein
mancher Institutsvorstände vorbei.
Die Leitung des Institutes übernimmt
ein Kollegium von gleichgestellten
Professoren, womit sowohl' Überla­
stung als auch menschliche Fehler re- '
duziert werden. In der Institutskonfe­
renz ist natürlich eine entsprechende
Anzahl an Studenten vertreten, um
der Mitbestimmung im Sinne der Hö- ....
rer gerecht zu werden. ,...
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Der zweite Teil unseres Vorschlages
fOr eine Studienreform befaßt sich mit
der zweiten Diplomprüfung. Der Anteil
an Studenten, die ihr Studium nicht
oder sehr spät beenden, ist unverhält­
nismäßig hoch. Der RFS war bereits
wesentlich an der Reform der ersten
DIplomprüfung beteiligt, die heutige
Form kann als zufriedenstellend be­
zeichnet werden. Folgende Vorschlä­
ge sollen eine Erleichterung des 2.
STUDIENABSCHNITTES bringen, oh­
ne daß die Qualität der, Ausbildung
darunter leidet:
1. Bereitstellung von Studienunterla­

gen, die mit den Lehrinhalten
übereinstimmen.

2. Teilweise gibt es keine Übungen, In
denen konkrete Beispiele gerech­
net werden. Hier ist eine Ergänzung
zur Theorie der Vorlesung notwen­
dig, eventuell müssen die Übun­
gen als Wahlfach angeboten wer­
den.

3. Neugestaltung der 2. DP:'
- Ablegung der Einzelprüfungen
- Anfertigung der Diplomarbeit
- Besprechung derselben mit

dem betreuenden Professor
und dem Vorsitzenden der Kom­
mission (Dadurch fällt das War­
ten auf die wenigen Sammelter­
mine weg)

Zusätzlich wäre eine verstärkte Bereit­
schaft zu begrüßen, die Studenten
Probleme in Gruppenarbeit lösen zu
lassen, da dies erwiesenermaßen
bessere Ergebnlse bringt.

STUDENTENFORUM:
Im Allgemeinen Hochschulgesetz
werden die Aufgaben und Ziele einer
Hochschule umrissen: "Die Studieren­
den sollen befähigt werden •. in kriti­
schem Denken und selbständigem
Handeln ihre zukünftigen beruflichen
Aufgaben in stetem Zusammenhang
mit den Fortschritten der Wissenschaft
zu erfüllen .. :' .
Leider zeigt sich, daß die bisher
durchgeführten Studienreformen .
hauptsächlich im Kumulieren von
Stoffgebieten bestehen. Die kurze
Halbwertszeit des menschlichen Wis­
sens macht es immer unmöglicher
durch angehäuftes Vermitteln neuer
Wissensgebiete und fortschreitende
Fächerspezialisierung den Problem­
komplex Bildung bzw. Ausbildung zu
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überblicken. Schließlich sei noch be­
merkt, daß die bis jetzt vollzogenen
Studienreformen in erheblichem Aus­
maß eine Verschulung der Universität
mit sich gebracht haben.
Aus dieser Istsituation heraus ergeben
sich nun die Vorstellungen und Forde­
rungen des
STUDENTENFORUM:
- die eigentliche Studienreform

müßte damit beginnen, die Lehr­
pläne zu durchforsten,

- die Studienpläne möglichst flexi­
bel zu gestalten mit einem entspre­
chend großen Angebot an Lehr­
veranstaltongen. Hierbei ist anzu­
merken, daß eine Erweiterung des
Lehrangebotes in Richtung Um­
weltschutz und alternative Techno­
loglen dringend nötig ist,

- verstärkte Autonomie der einzel­
nen Unis speziell in Fragen der Er­
stellung von Studienrichtungen
und Studienordnungen..

- Förderung der Persönlichkeitsbil­
dung des Studenten (eine Bewußt­
seinsbildung herbeiführen, Verant­
wortung gegenüber der Gesell­
schaft zu tragen).

- Unser Modell des "Begleit-
'studiums" soll zu letzterem Punkt ei­
nen Beitrag leisten.
Es läuft während der Studienzeit in
Koordination mit der Fachausbil­
dung und soll im Studienplan ver­
ankert sein, und nichtfachspezifi­
sche Fächer dem Studenten nä­
herbringen.

Weiters soll die Universität eine praxis­
nahe aber natürlich theoretisch gut
fundierte Ausbildung vermitteln. Es ist
jedoch keineswegs Aufgabe der Uni,
betriebsinterne Schulungen zu erspa­
ren, Dazu einige Möglichkeiten zur
Verbesserung dieser Situation:
- Einführung des Projektstudiums
- Abgehen vom Frontalunterricht,

verstärkte Kleingruppenarbeit, die
den Studierenden in größerem
Ausmaß am Unterricht beteiligt
und ihn zu einer aktiven Kommuni­
kation anregt.

- Überprüfung der didaktischen Fä­
higkeiten der Professoren. Studen­
ten sind bel Prüfungen, Assistenten .
bei ihrer Dienstvertragsverlänge­
rung einer Leisfungsüberprüfung
ausgesetzt. Einzig die Professoren'
sind mit Ihrer Pragmatisierung ge­
gen jedwede Leisfungsüberprü­
fung "immun". Eine drItteIparitä­
tisch besetzte Kommission (gleich
viel Professoren, Assisfenten, Stu­
dentem) sollte nach fünf Jahren die
Lehr- und' Forschungstätigkeit der
Lehrenden überprüfen und bei un­
zureichender Qualifikation eine Ein­
schränkung der Lehr- und Prüfungs­
tätigkeit verfügen können.

Fritz OHLER Anm. d. Red..:
("Sanfter Tyrann")
Techn. Mathematik,14. Semester
Techn. Physik, 10. Semester
PurgfeitnerstraBe .12, 8010 Graz

ÖSU:
In unseren Studiengängen gehört eini·
ges verbessert, sowohl, was die Inhalte,
als auch was die Formen der Vermitt­
lung von Wissen und Fähigkeit betrifft.
Die Studien müssen mehr Bezug aufdie
Praxis nehmen, gleichzeitig abersoauf­
gebaut sein, daß der Student ein Maxi·
mum an Entscheidungsfreiheit und
Selbständigkeit hat.
Was läßt sich nun kurzfristig erreichen?

NEUE LEHR· und LERNFORMEN:
Projektarbeiten: Studenten lernen nicht
isoliert für einzelne Lehrveransfaltun­
gen, sondern sie erwerben sich einen
Teil ihresWissensund Könnensan derAr­
beit an einem konkreten Problem. Z. ß,

. können Architektursfudenten eigent­
lich ohne weiteres größere Projekte be­
arbeiten; das "Wohnprojekt der Hoch·
schülerschaften" mit37 Wohneinheiten
(Umbau-und Adaptierung eines alten
Hauses mit derzeit ca. 30 Mietern) wird
von einigen Studenten realisiert: begin­
nend mit der Planung über die Kalkula­
tion bis zur Bauaufsicht, jeweils in Zu­
sammenarbeit mit Hochschullehrern.
Als Gegenleisfung gibt es Zeugnisse für
mehrere Lehrveranstaltungen.
Oder im Bereich des Maschinenbaus
oder des Bauwesens; warum könnte
nichtein größeres Projekt übereine Rei·
he von Lehrveranstaltungen durchge·
hend bearbeitet werden? In der Arbeit
am konkreten Projekt lernen dieStuden'



ten den Bezug zurPraxiskennen, gleich­
zeitig müssen sie aber die für die Praxis
notwendige selbständigkeit un9 Ko­
operation im Team erlernen und üben.
Hier wollen wir also verstärkt einhaken,
weil solche Veränderungen mit etwas
gutem Willen auf Seiten der Hochschul­
lehrer, aber auch aufseiten derStuden­
ten relativ einfach erzielbarwären. Und
daß damit die Qualität unserer Studien
gehoben würde, das steht schlechthin
außer Zweifel.

Fachtutorium
Hinter diesem Schlagwort verbirgt sich
eine an sich recht einfache Idee: Stu­
denten aus höheren Semestern helfen
Kollegen am Beginn des Studiums in
Übungen, Labors, Konstruktionsübun­
oen etc. Damit diese Kollegen auch et­
wasvon ihrem Engagement haben, soll
ihnen ihre Mühe über ein anrechenba­
res Zeugnis entlohntwerden. Damit hät­
ten wirzwei Fliegen miteinerKleppe ge­
schlagen: erstens entlasten .wir die
Hochschullehrer etwas, ohne daß das
zusätzliche Kosten verursacht, undzwei­
tens glauben wir, daß es nur von Vorteil
für junge Kollegen sein kann, wenn sie
sich mit ihren (fachlichen) Problemen
on einen älteren Kollegen wendenkön­
nen, weil man zu einem solchen eine
ganz andere Einstellung hat als zu ei­
nem Assistenten oder Professor.
Auch hier könnten Änderungen durch
rasches Handeln der Studienkommis­
sionen in kurzer Frist eintreten.
Darüberhinaus soll grundsätzlich dar­
cufgedrungenwerden,daßLehrveran­
staltungsformen gewählt werden, die
den Studenten möglichst aktiv in das
Geschehen einbeziehen, mit einem
Wort also:weg von derVorlesung, wo es
sinnvoll und möglich ist (bei 500 Hörern
wird's natürlich problematisch).
Mit unseren Vorstellungen hinsichtlich
mehrSelbständigkeitfürden Studenten
verbindetsich natürlichauch dieForde-·
rung nach einer Erweiterung des Fä­
cherangebots imWahlfachkatalog, vor
allem im HlnblickaufdleEinführungvon
Fächern, die eine angepa6te Technolo­
gie zum Inhalt haben. Darüber hinaus
glauben wir, daß es sinnvoll und not­
wendig ist, auch nichttechnische Fä·
cher, wie Sprachen, Wirtschaftsfächer,
soziologische und philosophische Lehr­
veranstaltungen verstärkt anzurech­
nen. Übrigens, warum sollte man nicht
neue Studienrichtungen einführen, wie
z. B. CHEMIE-WIRTSCHAFT oder ELEKTRO.
TECHNIK-WIRTSCHAFT " (Energiewirt­
schaft)?
Und was uns noch besonders interes­
siert, das ist ein DIPLOMARBEITEN·
POOL, hier nur einmal kurz andiskutiert:
Es gibt eine Menge kleinerer Probleme
in Wirtschaft und Technik, die einer wis­
senschaftlichen Bearbeitung bedürfen.
GrößereBetriebehabenentwedereine·
eigene Forschungsabteilung oder ge­
ben einen Forschungsauftrag weiter,
kleinerenundmittlerenBetrieben Istdie­
ser Weg jedoch zumeist versperrt. Dem
könnte man durch eine zentrale Kon­
taktsteIle an der TU Graz abhelfen, an
die solche Betriebe ihre Probleme her­
antragen können und aus der Professo­
ren, Assistenten und Studenten Themen
lürProjekte, Diplomarbeiten und Disser­
lotionen entnehmen können. Vielleicht

könnte die Bundeswirtschaftskammer
u. ä. dies auch finanziell unterstützen.
Der DIplomarbeitenpool wäre ein
weiterer Schritt in Richtung eines sinn­
volleren und selbstverantworteten Stu­
diums. Denn mündig werden kann
nur der, dem Mündigkeit auch zuge­
traut wird, dann aber müssen wir­
auch die meisten Entscheidungen sei­
ber fällen!
Mit dieser Idee zusammen hängt
auch unsere Vorst~.Ilung einer neuen

, Art der BEGABTENFORDERUNG. Anstatt
wie bisher einfach nach dem Noten­
schnitt vorzugehen, und so nicht die
Begabung, sondernden Fleiß för­
dern, erscheint es uns sinnvoller,. die
dafür aufgewendeten Mittel (In Oster­
reich ca. 30 Millionen Schilling) einem
Fond zur Verfügung zu stellen, der mit
zusätzlichen Mitteln der Sozialpartner
und der Parteien Hausarbeiten, Semi­
nararbeiten, Projekte, Diplomarbei­
ten und Dissertationen unterstützt. Ei­
ne zentrale Kommission könnte die
thematischen Schwerpunkte festle­
gen, die Vergabe sollte dann auf lo­
kaler Ebene erfolgen. Die Themen soll­
ten so gewählt werden, daß keine
Überschneidung mit den Arbeitsbe­
reichen eintritt, die von anderer Seite
(Forschungsförderungsfonds etc.) ,be­
reits finanziell unterstützt werden.
Wir glauben, daß bundesweit minde­
stens drei- bis viertausend Arbeiten
gefördert werden könnten und zwar
mit einem anständigen Betrag, etwa
bis zu S 15.000.-.
So.....eit einige Kernpunkte unserer Vor­
stellungen für die Arbeit der nächsten
zwei Jahre. Wieweit wir sie verwirkli­
chen können, das wird nicht zuletzt
daran liegen, wie stark die Studenten
hinter der Hochschülerschaft stehen.
Denn das Motto der ÖH lautet ja: Stär­
ker gemeinsam. Zur Gemeinschaft
gehört aber jeder Student, also auch
DU!

Walter SATTLER '
Bauingenieurswesen, 14. Semester
Architektur, 3. Semester
Prankergasse 41A, 8020 Graz
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-DasStUdium

VSStö:
Es geht einfach nicht an, daß ein Tech­
niker auf Menschheit und Natur losge­
lassen wird, ohne sich über die Auswir­
kungen seiner Arbeit auf die Umwelt
bewußt zu sein. Ein rein auf die Errin­
gung von technischen Fähigkeiten
a':lfgebautes Studium ist zuwenig!

ZUKÜNFTIGE WIRTSCHAFTSENTWICKLUN-­
GEN BEDENKEN!
Eine umfassende und allseitige Ausbil­
dung liegt. nicht nur im Interesse der

-- Studenten, sondern auch Im Interesse
der Arbeiter, die mit den Auswirkun­
gen der neuen Technologien und den
dahinterstehenden Profitinteressen di­
rekt konfrontiert werden. Wir sind dafür,
'der ERHALTUNG DERVOLLBESCHÄF·
TIGUNG den Vorrang zu geben. Nur ­
die dazu notwendigen Technologien
werden an unseren Universitäten mit
Ihrer Großtechnologischen Ausrich­
tung nicht vermittelt! Deshalb fordern
wir neue Lehrpläne mit Vorlesungen
und Forschung auf dem Gebiet von
ANGEPASSTEN TECHNOLOGIEN, die
a) arbeitsintensiv
b) dezentral
c) durchschaubar und überschaubar
sind.
Eine zusätzliche Arbeit erwächst uns
.an der TU daraus, daß wir viele Auslän­
der, insbesondere aus Ländern der
Dritten Weit, haben.
Von den Problemen, die unsere aus­
ländischen Kollegen betreffen, scheint
uns die soziale Integration am schwie- .
rlgsten zu lösen. Die HauptschwIerig­
keit hierbei Ist in dem beidseitigen Un­
verständnis der jeweils anderen Kultur
gegenüber zu suchen. .
Wir möchten hier als Lösungsmöglich­
keit die Errichtung eines RAHMENTUTo.
RIUMS FÜR AUSLÄNDER anbieten. Diese
neue Hilfestellung - zusätzlich zum be-

_stehenden Erstsemestrigentutorium ­
soll auf Verständnis unserer Kultur, un­
serer Umgangssprache und der Fach­
sprache hinarbeiten und durch Kon­
taktförderung mit in- und ausländi­
schen Studenten in den Gruppen der
"GhettobIldung" .vorbeugen.
Unsere weiteren Forderungen zu die­
sem Problemkomplex lauten:
a) passives Wahlrecht für Ausländer
b) mindestens 10% aller Studienplätze

für Ausländer
c) Gleichstellung mit Inländischen Stu­

denten bei der Vergabe von Frei­
fahrtscheinen für öffentliche Ver~
kehrsmittel. .

d) Reservierung von Helmplätzen für
ausländische Studenten

e) verstärktes Eingreifen des SWS in die
Wohnprobleme der Ausländer.
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